
Bundessozß■ge■cht

' BV" /87‚W9a l3 Beschluß

in de"rh Rechtsstreit '

Klägerin und Beschwerdeführerin,

Prozeßbevollmächtigtei
............. . ....... ‚„..,

Beklägter und Beschwerdegegner.

Der 9. Senat des Bu■dessozialgerichts hat am 12i April 1988

beschlossen:

? Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der

Revision im Urteil des Schleswig—Holsteinischen Landes—

g sozialgerichts vom 1. Juni 1987 wird als unzulässig ver—

worfen.
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G r n n d e :

Die Revision ist nicht durch des Bundessczialg ericht (BE$G) zu“

zulassen‚ denn die Klägerin hat mit der Beschwerde keinen der

ZulasSungsgründe des % 160 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) in

der nach % 160a Abs 2 Satz 3 SGG gebotenen Form schlüssig geltend

gemacht. Die Klägerin stützt die
Nichtzulassungsbeschwerde allein

auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (% 16Ö Abs 2

Nr 1 SGG) mit der Begründung, daß eine Beweislastumkehr im ]Zmpf‘w=

schadensrecht jedenfalls dann geboten sei, wenn der
streitige

ursächliche Zusammenhang trotz erschöpfender Sechaufklärung zwar

nicht wahrscheinlich gemacht werden könne, aber auch nicht una

wahrScheinlich sei
und die

Unsicherheit letztlich darauf beruhe,

daß es an medizinischer Erfahrung fehle; in derartigen Fällen

müsse auch von einer Härte ausgegangen werden,

Wie der Senat bereits mit Beschluß vom 219 November 1983 (SOZR

1500 5 160 Nr 51 in Ergänzung zu BSG SozR 3850 $ 52 Nr 1) ent”

schieden hat, ist diese Rechtsfrage nicht mehr klärungsb edürf tig

da sie vom Revisionsgericht » wie vom
Landéssozial.geric cht in der

.Entscheidung zutreffend
belegt

„ bereits entschieden ist„_Nech-

der genannten zu SozR 3850 veröffentlichten
Entscheidung sowie

“$
:

einem
früheren

Urteil des Senats vom 28. Oktober 1980
(Breithaudb

‘

1981, 803f) kehrt
sich

die Beweislast bei der Feststellung des

ursächlichen
Zusammenhänge zwischen Impfung und

Gesuhdheitsstö—

rung
nicht um;

Vielmehr ist die Wahrscheinlichkeit des ursäch—

lichen Zusammenhangs genügend, aber auch erforderlich. Läßt sich

unter diesen erleidhterten
Bedingungen der

Wahrscheinlichkeit ei“

anspruchsbegrühdender
Umstand nicht ermitteln,

geht
dies

näch

ständiger Rechtsprechung zu Lasten desienigen, der daraus eine
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_.3_„

ihm güi3tig@ Rebhtsfolge ableitet„‘ba die Klägerin gleichwehl

eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtsfrage behauptet, hätte

sie darlegen müssen, in welchem Umfang‚ von welcher Seite und mit

welcher Begründung der Rechtsprechung widersprochen
worden bzw

warum die Beantwortung der Rechtsfrage umstritten ist {BSG SozR

l500 % i60a Nr 13 und % 160 Nr 37)‚ Dies ist nicht
geschehen° Die

.Klägerin bezieht sich lediglich auf die besonderen tatsächlichen

Umstände ihres Falles und hält die Erfahrung aus 9000 vergleiche

baren
Impffällen für eine zu schmale Basis für gesicherte medi»

zinische Erkenntnis° Mit diesen Ausführungen werden ebensowenig

éechtsfragen
aufgezeigt wie mit der Behauptung, daß aus diesem

$rund wenigstens ein Härtefall anzunehmen sei= Insoweit rügt die

älägerin
lediglich

unrichtige Rechtsanwendung, nicht aber einen‘

er Zulassungsgründe des % 160 Abs ? SGG°

__
„„

„
_

„g
r.

uch mit der Behauptung, der Staat habe grundsätzlich für alle

—
x;

ua
>

"rperlichen Reaktionen nach gesetzlichen Impfungen aufzukommen9

Wird _ ungeachtet der Frage, ob hiermit eine allgemein bedeutsame

ä80htsfrage hinlänglich bezeichnet werden ist „
kein Rechtsprom

'

. .

blem angesprochen, das nicht schon in den genannten Entscheidun—

gen behandelt worden wäre° Das Impfschadensnecht ist in allen

‘ .
Rechtsgrundsätzen dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) unterstellt

worden‚ soweit nicht
ausdrücklich Besonderheiten angeordnet

wora;

Sen
sind; Als soziales Entschädigungsrecht richtet es sich nach

ersor3ungsrechtlichen Grundsätzén (%ß 5, 2H SGB 1
und

Art 2 % l

r 11 buchst d SGB 1). Auch wenn das grundgesetzliche Postulat

es Sozialstaats in besonderem Maße im Impfschadensrecht ausgem
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prägt ist? sind doch die Beweisenferderungen des
BVG

unangetastet

gebliebene Dem einzelnen stehen soziale
Rechte

nur insoweit zu,

als sie im besonderen Teil des Sozielgesetzbuehs normiert sind

(% 2 Abs 1 Sätz 2 SGB T)„ Zu diesen besonderen Teilen rechnen

auch das BVG und % 51 des BundesSeuchengesetzes (BSeuch6)„ Im

übrigen ist mit % 52 Abs 2 Satz 2 BSeuth und 3 BH Abs 3 Satz lv

BSeuchG iVm 3 89 Abs 1 BVG auch Härtefällen ausreichen Rechnung.

getragen° In der Beschwerdeschrift fehlt es an Darleeungen dazu,

warum diese RechtsgrUndsätze nicht nur der Klägerin in ihrem Ein—=

zelfall ungünstig, sondern darüber hinaus von allgemeiner Bedeu„

tung sind= Insbesondere ist nicht dargelegt, daß von einer Ent«

scheidung des BSG_erwartet werden könne, sie werde in einer bis“

her nicht
geschehenen,

jedoch die Interessen der Allgemeinheit

berührenden Weise das Recht oder die Rechtsanwendung fortent»

wickeln oder vereinheitlichen (BSG SozR 1500 %‘1603 Nr 39).

Solche Darlegungen wären hier schon deshalb erforderlich gewesen,

weil sich im angefochtenen Urteil die Feststellung findet, daß in

Deutschland kein einziger Fall einer durch Salkaakzine hervorgem

rufenen
Impfpoliomyelitis bekannt geworden ist,

vergleichbare

Fälle daher nicht zu erwarten sind°

“
" ' - ‘“ hend % 169 see

Die mithin nicht zule551ge Beschwerde muß entsprec

‘ " " r werden.
mit der Kostenfolge aus % 193 SUG ve1worfe;
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